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Beiträge
+ Kein negativer Vertrauensschutz im lrrtumsrecht des ABGB 485
S 871 ABGB schützt das rechtsgeschäftliche Vertrauen des ,,Irrtumsgegners" in einer Weise, die den vom
anderen irrtümlich geschlossenen Vertrag unter Umständen Bestand haben lässt und dem Irrtum damit
jede weitere Bedeutung nimmt. Ist dieses Vertrauen aber wegen einer erfiillten Alternative des S 871 Abs I
ABGB nicht schutzwürdig, kann der Irrende den Vertrag anfechten. Nach einer solchen Anfechtung be-
stünde die theoretische Möglichkeit, den Irrenden ntm Ersatz desjenigen Schadens zu verpflichten, der
seinem Gegenüber im Vertrauen auf den angefochtenen Vertrag erwachsen ist, insb wenn der Irrende sei-
nen Irrtum iS des Schadenersatzrechts selbst verschuldet hat. Der Beitrag untersucht, inwiefern es sinnvoll
und möglich ist, dem positiven irrtumsrechtlichen Vertrauensschutz des 5 871 ABGB einen negativen Ver-
trauensschutz in der Gestalt eines cic-schadenersatzes zur Seite zu stellen.
Von Ludwig Schmid

) Zur Unabhängigkeit von Richtern der ordentlichen Gerichtsbarkeit. 492
Reibungslose Zusammenarbeit bei gleichzeitiger Trennung von Rechtsprechung und kollegialer sowie mo-
nokratischer |ustizverwaltung verlangt klare Grenzen, weil rechtliches Denken nicht bloß dazu dient, mög-
liche Konfliktfelder anzudeuten, sondern sie auch zu lösen, und zwar so, dass Verhalten wirksam gesteuert,
die Lösung also im Konfliktfall klar erkannt und nicht ihrerseits zum Konflikt wird. Unabhängigkeit ist ein
zu hohes Gut, um sie der Gefahr auszusetzen, als Privileg beargwöhnt, statt als unabdingbarer Funktions-
schutz begriffen zu werden.
Von Eckart Ratz

,'

) Zur Transposition des Verschwindenlassens einer Person . . .

Präzisierungsbedarf beim Tatbild des g 312 b SIGB
Bei der Transposition von völkerrechtlichen Figuren ins Strafrecht ist der Gesetzgeber angehalten, verein-
barte Zielvorgaben durch Schaffrrng entsprechender gesetzlicher Grundlagen umzusetzen. Wegen Bedenken
zum nemo tenetur se detegere-Prinzip wurde bei Ausgestaltung des Tatbestandes in S 3i2b StGB von den
völkerrechtlichen Vorschlägen abgewichen. Gleichwohl bedarf es einiger Präzisierungen bei Auslegung und
Aufbau der Vorschrift.
Von Lukas Stffier
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Christopher Keim

Pfl¡chttä¡lsergänzungsansprüche des zweiten Ehegatten gegen die erstehelichen Kinder
des Erblassers?
lst es gerechtfertigt, dass ein neuer Ehepartner Pflichtteilsergänzungsansprüche wegen solcher Schenkungen an
ersteheliche Kinder des Erblassers hat, die bereits vor der Heirat und damit vor der Entstehung seiner Pflichtteils-
berechtigung erfolgt sind? Mit dieser umstrittenen Frage befasst sich der Beitrag.
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Praktische Fragen beim Einsatz von Richtern auf Zeit am Verwaltungsgericht
Wird von der im Zuge des Flüchtlingszustroms neu geschaffenen Möglichkeit zurVerwendung von Richtern auf
Zeitan den Verwaltungsgerichten Gebrauch gemacht, stellen sich Fragen ihres konkreten Einsatzes. lhnen geht der
Beitrag nach und zeigt weitere in der Praxis relevante Aspekte des Zeitrichtermodells auf.
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Liebe Leserinnen und Leser!
Die Mai-Ausgabe der Sozialen Sicherheit hält neben einer Reihe

aktueller Berichte, wie über den Drei-Länder-Dialog zur Gesund-

heitskompetenz und die Neueröffnung des RZBad Tatzmannsdorf,

auch einen historischen Rückblick und Ergebnisse der Finanzge-

barung aus dem Vorjahr für Sie bereit.

Die Gebarungsergebnisse aller drei Zweige der Sozialversicherung,

der Pensions-, der Kranken- und der Unfallversicherung werden

wieder in diesem Heft aufbereitet. Auf Basis

der Rechnungsabschlüsse der Sozialversi-

cherungsträger für das vorige Jahr 2015

stellt Reinhard Haydn (Abteilung Statistik im

Hauptverband) die Tabellen und Daten über

den aktuellen Stand der sozialversicherten

Personen in Österreich, deren Beiträge

sowie den Bezug von Leistungen detailreich

zur Verfügung, ebenso die Anpassung der

Pensionen und Unfallrenten.

Dr. Peter Scholz und Susanne Pleil (Abteilung Vertragsbeziehun-
gen zu freiberuflich tätigen Arzten im Hauptverband) berichten über

ein Pilotprojekt, das psychiatrische Basisfertigkeiten in der haus-

ärztlichen Praxis fördert. Der Hauptverband bietet dazu ge-

meinsam mit der Ärztekammer für Wien und der Univ.-Klinik für
Psychoanalyse und Psychotherapie (Medizin. Univ. Wien) ein Schu-

lungsmodul für Fortbildung an, das sehr breit auf- und gut ange-

nommen wird.

Zum hundertsten Todestag von Anton Blechschmidt, dem Pionier

des Angestellten-Pensionsversicherungsgesetzes, widmet Dr.

Guenther Steiner einen Beitrag, der an die zahlreichen und uner-

müdlichen lnitiativen dieses frühen, im Jahr 1841 geborenen

I nteressenvertreters erinnert.

Abschließend berichtet Mag. Matthias Touschek (OÖGKK)von den

Deutsch-Österr. Sozialrechtsgesprächen in Passau, deren Vorträge

und Referate in den kommenden Ausgaben der Sozialen Sicher-

heit nachzulesen sein werden.

Dr. Wilhelm Donner
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Ausbildungsbilanz zot5: Mehr Schatten als Licht

Personalia
Aus der Gesetzgebung
Termine
Krankenscheine können bis zu drei Tage rückdatiert werden

Gesetzlich Versicherte haben die

freie Wah[, sich ein für ihren Fa[[

geeignetes Krankenhaus auszu-

suchen. Doch nach dem Gesetz

können unter Umständen geringe

Mehrkosten erhoben werden,

wenn sie eine andere Ktinik wäh-

[en, als in der ärztlichen Einwei-

sung angegeben wurde, Erheben

die Kassen diese Mehrkosten

überhaupt? Dazu hat die Soziale

Sicherheit eine Umfrage durch-

geführt, Die Ergebnisse und die

Rechtstage zur Kranl<enhauswahl

werden hier vorgestetlt. Außerdem

werden die Angebote von privaten

Krankenhauszusatzversicherun-

gen unter die Lupe genommen.

Es zeigt sich: Viele von ihnen

sind Mogetpackungen, weiI sie

Extraleistungen versprechen, die

gar keine sind...

Durch eine betriebliche Kranken-

versicherung können gesetzlich

versicherte Beschäft igte zusätz-

tiche Gesundheitsleistungen

bekommen, die die gesetztiche

Kran l<enversicherung nicht

abdeckt, Sind die Angebote

sin nvoll?

'v

Umfrage bei

Freie Klinikwahl
Gesundheit

777 Rolp Wrrrlxel
(Freie) KrankenhauswahI und Fallpauschalen

180 Rolr Wrrure l/Hnrus Nnn¡t.sxl
Kranl<enl<assen-Umfrage der Soziaten Sicherheit ergibt:
Mehrkosten bei freier Krankenhauswahl
spieten in der Praxis keine Rolle

782 Rolr WrrurEl
Private Zusatzversicheru n gen und Kran kenhauswah[:

Mogetpackungen dominieren den Markt

186 Rolr Wrrure l
Ktinik-Suche mit Krankenhaus-Navis

Position 772 Arururur BuNr¡NencH
Kurswechsel in der Rentenpotitik- ie früher, desto besser

2

Gesundheit 188
I -!. - i¡.
r1i Lil:: i L

Selbst- 792
verwaltung
;, 

;,..11 1 I :. I 1i, !'1 t.:'1i :

Recht 798
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SusnruruE Evn ScHur.z/FLoRtAN BLANK

Die betriebliche Krankenvers¡cherung
Eine sinnvolte betriebliche Sozialleistung?

Tnonnns Genurueen/ NoRA KNörtG /Cnspnn Dnrul¡l

Lûcrrru sncH /Jo¡t¡t¡r,¡ rs SrnEn o¡n /T¡loMAs WÜsrRlcH

Aus der Praxis der Selbstverwaltung:
Beispiete für erfotgreiches Handeln bei den Krankenkassen
(Teit z)

Ob und wann arbeitsuchende

EU-Auständer in Deutschland

Anspruch auf Grundsicherungs-

leistungen haben, ist trotz

mehrerer Entscheidungen des

Europäischen Gerichtshofs und

des Bundessoziatgerichts heft ig

umstritten, Hier wird die derzei-

tige Gemengelage skizziert. Mit

einem eigenen Gesetz witt die

Bundesarbeitsministerin nun die

Leistungsausschlüsse im 5GB ll

und im 5GB Xll für Unionsbürger

>l<tarstelten<. Doch es bleibt

fraglich, ob die geplanten

Regelungen mit dem Grundrecht

auf Sicherung des Existenzmini'

mums vereinbar sind.

ArunErr Wuruoe n

Auf hoher See und vor Gericht in Gotteshand?

Die Fotgen des Ausschlusses von SGB-ll-Leistungen
für arbeitsuchende EU-Ausländer

204 Hnrus Nnrrrsn
Gesetzesinititiative aus dem Bundesarbeitsministerium
Grundsicherungsleistungen für EU-Ausländer

sotten beschn¡tten werden

nkassen
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Sozialversicherungspfticht

, ]:

BSG, Urteil vom 24.03.201.6 - B 1.2|(R 3/14 R Prof. Dr Ulrich Wenner

Die Versicherungspflicht nach dem vierten Sozialgesetzbuch beginnt mit dem Monat, in
dem die Deutsche Rentenversicherung feststellt, dass ein versicherungspflichtiges Be-
schäftigungsverhältnis vorliegt. Rechtsfehler im Feststellungsbescheid sind dafür uner-
heblich, wenn sie im späteren Verfahren l<orrigiert werden.

än h,l{f
l- Sozialversicherungspflicht

2 Soziatversicherungspflicht

::

?
ll,J

,.) t 
,
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Das Statusfeststellungsverfahren nach

SZa 5GB lV sot[ sicherstelten, dass zeit-
nah nach Aufnahme einer (potenzietl) ver-

sicherungspflichtigen Beschäftigung der
versicherungsrechtliche Status des Betrof-
fenen gel<lärt wird. Um den Unsicherheiten
während des laufenden Feststetlungsver-
fahrens Rechnung zu tragen - die Betrof-
fenen sind regelmäßig privat oder freiwil-
lig l<ranl<enversichert und nicht gesetztich

rentenversichert -, wird der Grundsatz
>Die Versicherungspflicht setzt mit Auf-

nahme der Beschäftigung kraft Gesetzes

ein.< durchbrochen. Nach $7a Abs. 6 SGB

lV setzt die Versicherungspftlcht unter be-

stimmten Voraussetzungen nämlich erst
mit Bekanntgabe der Entscheidung der
Deutschen Rentenvers¡cherung Bund im

Feststeltungsverfahren ein. Diese Wirkung
löst jeder Bescheid der Deutschen Renten-

versicherung aus, auch wenn er nicht in
voltem Umfang rechtmäßig ist, so das BSG.

den und erhielt dort ein ftexibles Büro, das

er neben einem eigenen Bliro nutzen konn-
te. Der lT-Experte war privat l<ranl<enversi-

chert und hatte durch private Rentenversi-

cherungen für das Alter vorgesorgt.

Erster Feststetlungsbescheid war
rechtswidrig
Die Deutsche Rentenversicherung (DRV)

stellte am 72.to.2oog fest, der Betroffene
>übe seine Tätigl<eit in einem abhängi-
gen Beschäftigungsverhältnis ausa. Diese

Fassung des Feststellungsbescheides ist
nicht l<orrel<t, wie die beklagte Deutsche

Rentenvers¡cherung im Widerspruchsbe-
scheid vom 71.o5.2o7o setbst einräumte:
Die Deutsche Rentenversicherung muss

l<onl<ret feststetlen, in welchem Versiche-

rungszweig der Betroffene versicherungs-
pftichtig ist; die Entscheidung, eine Tätig-
l<eit werde in abhängiger Beschäftigung

ausgeübt, ist unzureichend.
Das 5G Stuttgart hat die Bescheide der

bel<tagten Deutschen Rentenversicherung

aufgehoben, weiI der beigeladene lnforma-

til<er bis zum Ende seiner Tätigkeit im De-

zember zoog nicht versicherungspftichtig
gewesen sei.

Das LSG Baden Württemberg hat die Beru-

fung der bel<tagten Deutschen Rentenversi-

cherung mit der Begründung zurücl<gewie-

sen, die Versicherungspflicht habe ohnehin
erst mit Bel<anntgabe des Widerspruchs-
bescheides im Mai zoro beginnen können,
und zu diesem Zeitpunkt sei die Tätigl<eit

für die l(lägerin schon beendet gewesen.

3 Grundsicherung

".:...::
4 Arbeitsförderung

5 Schwerbehínderung

_:.

6 opferentschädigung

7 Krankenversicherung

,'..' '.,,, i .. ::, ':,

.l t,'. \ .: . : ,: : ' .: )

5 lmpressum

_l¡,i

lnformatiker beantragt Prüfung seines
Versicherungsstatus

Ein lT-Technil<er war seit zoor als selbstän-
diger lT-Consultant tätig. Er hatte nach

Aufnahme einer Tätigl<eit bei der Ktägerin
(einer als Beratungs- und Dienstleistungs-

unternehmen international ausgerichteten
AG mit 45o festangestellten und 3oo freien

Mitarbeitern) im Februar zoog selbst bei

der bel<lagten Deutschen Rentenversiche-

rung Bund die Statusfeststellung bean-

tragt. Der lT-Technil<er sollte ausschließlich
bei einem l(unden der l(lägerin tätig wer-

Auf Rechtsfehler sotl es nicht ankommen

Auf die Revision der Deutschen Rentenver-

sicherung Bund hat der für das Beitrags-

recht zuständige rz. Senat des BSG das

Urteil des LSG Baden Wijrttemberg auf-
gehoben und die Sache zum SG Stuttgart
zurücl<verwiesen. Wenn die Versicherungs-
pfticht mit >Bel<anntgaber< der Entschei-

dung der DRV im Statusfeststellungsver-

fahren beginnt ($Za Abs. 6 SGB lV), ist
der Zeitpunl<t maßgeblich, zu dem die DRV

ihre Position mitteilt. Ab dann l<ann - wie
das BSG verdeutticht - l<einer der Beteitig-

ten mehr darauf vertrauen, ein Beschäfti-
gungsverhättnis l<önne nicht vortiegen.
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+Editorial ....
Für eine Reform des Straftatbestands der Suizidbeihilfe (S 78 StGB)
Von Christiøn Kopetzki

fJ ^,i*-Ä,^, ^,rjriil.1 dvç,
+ Die Kriminalisierung des ass¡stierten Suizids (S 78 StGB): Eine (un)notwendige
Strafbestimmung zum Schutz des Lebens?
Der Beitrag setzt sich mit der Frage auseinander, ob es in Österreich erforderlich ist, die unumschränkte
Kriminalisierung der Suizidbeihilfe (S 78 StGB) aufrechtzuerhalten, oder ob es bei schwer kranken bzw
sterbenden Menschen rechtlich zulässige Ausnahmen geben soll. Nach einer Einleitung (4.) und kurzen
Darstellung der derzeitigen gesetzlichen Regelung (8.) werden Spannungsfelder und Problembereiche der
gegenwärtigen Rechtslage aufgezeig! (C.). Der Darstellung der Stellungnahmen der Bioethikkommission des

Bundeskanzleramts zu möglichen Ausnahmen von der Kriminalisierung (D.) folgen konkrete Gesetzesvor-

schläge (E.). Zusammenfassende Überlegungen stehen am Ende des Beitrags (F.).

Von Alois Birklbauer

{ Patientenrechte und Patientenvertretung in Haft
Anfang Jänner 2016 waren in Österreichs ]ustizanstalten 8.059 Personen in Haft. feder Neuzugang ist ehes-

tens einem Arzt vorzuführen. Von der Aufnahme bis zur Entlassung ist die Vollzugsverwaltung für die
Gesundheit der Insassen verantwortlich.Yerletzte, Kranke und Pflegebedürftige werden vom Staat versorgt.
Der Beitrag geht den Fragen nach, welche Rechte diese Personen in Haft haben und wer sie dabei unter-
stützt.
Von Peter Kastner

81

84

91

107

107

107

{ Das ,,Witwenquartal" gem S 33 Abs 2 Muster-Gesamtvertrag . .

Der Muster-Gesamtvertrag eröffnet im Falle des Todes eines Vertragsarztes die Möglichkeit der Weiter-
führung der Praxis durch einen von der Witwe betrauten Arzt. Die dabei erbrachten Leistungen werden
nach den Bestimmungen des Einzelvertrags des Verstorbenen mit dem KV-Träger abgerechnet. Der Beitrag
widmet sich neben der Zulässigkeit einer solchen Regelung den im Zage der Abwicklung entstehenden
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Kunst schalft gesell-
schaftliche Visionen

Kunst hält der Gesellschaft einen Spiegel
vor Die künstlerische Auseinandersetzung
im öffentlìchen Raum gewinnt immer mehr
an Bedeutung, Es entsteht ein Experimen-
tierraum, der gesellschaftlich relevante Fra-
gen aufwirft und zulässt. Kulturschaffende
werden in die Stadtplanung mit eingebun-
den und enûuickeln, teils im Zusammen-
spiel mit der Polttik und der Bevölkerung,
gesellschaftliche Visionen. Zel ist meÌst,

offentliche Räume und deren soziale und
gewachsene Strukturen durch Kunst neu
zu betrachten und zu erleben, Die Teil-

nahme der Wohnbevolkerung an Stadt-
entwicklung ist teils durch Sprachbanieren
oder geringes Verständnis eingeschrän\d.
Dies führt tendenziell zum Aussch/uss von
mi g ra nti sc h e n Bevö I ke ru n g s g ru p pe n.

Kunst Ìm öffentlichen Raum wirlí hingegen
integrativ. ln vielen Stadtteilen ist dadurch
die Nachbarschaft enger zusammenge-
wachsen, Viele Beispiele zeigen, dass slch
die Prolekte nicht auf eine bloße lmage-
politur für den umgebenden Stadtraum
reduzieren /assen. Sie zeÌgen auch Prolekte
gegen die zunehmende Kommezialisierung
des öffentlichen Raumes, Und sie tragen
durch Kulturarbeit und Kommunikation zur
Produktion sozialer Räume, ldentitäten und
Netzwerke bei, Kunst verbindet und schafft
einen gesellschaftlichen Meh¡werf .

d,W
Dr, Thomas Weninger
Generalsel<retär des Òsteneichischen Städtebundes
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Kunst und
Kultur ist Leben

Kultur ist ein Katalysator. Gerade in urbanen
Räumen wird durch kulturelle Angebote
die Vielfalt des Lebens sichtbar. Kultur
stiftet ldentität und ist Ausdrucksmiüel Sie
ermoglicht einen Dialog abseits jeglicher

Unterschiede oder sprachlicher Barrieren.

Damit hat sie speziell in Städten eine be-
sonde re gesel lschaftl iche I ntegrationsfu nk-
tion. Kunst im öffentlichen Raum schafft
sichtbare soziale Interaldion, greift gesell-

schaftliche Enhuicklungen auf und lässt
unmittelbare Reaktionen des Publikums
zu, Kunst ist für alle Menschen erreichbar,

die sich mit ihr auseinandersetzen wollen.
Viele Stadtplanerlnnen sehen Kunst als
lnstrument der Wertsteigerung und Auf'uer-
tung ganzer Stadtviertel, Aufmerksamkeit
wird zum We¡l an sich, Beachtung zum Ka'
pital. Kunst- und Kulturschaffende werden
bewussf engagiert, um städtische Räume
mit Prolelden und Initiativen auZuwer-ten.

Kultur wird in jeder Hinsicht als Bereiche-
rung wahrgenommen, ldealervveise findet
ei ne wechselseitige Beeinflussung nvi -

schen Kunst, Stadtplanung und partizipativ

g estal tete n P rozes se n statt,
Wie man auch in den vorliegenden

OGZ-BeiLrägen nachlesen kann, gibf es
österreichweit in vielen Städten spannende
Prolel<te, die verbinden, Brücken schlagen
und bereichern,

Bürgenneister Dr, lVichael Häupl

Präs¡dent des Österreichischen Städtebundes

:,i



baurechtl¡
blätter:Ë:'u

baurechtliche blätter:bbl

Hèrausgeber und Schriftleitung:
K. Giese, D. Jahnel

Beirat:
A. Kanonie¡; G. Kienastbergeç
W. Kirchmayer, W. Kleewein,
A. Kreinel 5. Miessgang,
R. Mikulits, R. Moritz,
H. Neuhofer, K. Petermandl,
P. Trippl, A. Waldstätten

Ständige Mitarbeiter:
M. Auer, B. Egglmeier-Schmolke,
H. Hinterhofer, F. Keschmann

Redaktionsassistenz:
H. Stummer

Heft 3, Juni 201ó
19. Jahrgang

I

Schwerpunkt
BVG über die Unterbringung und
von hilfs- und schutzbedürftigen Fremden

Aufsätze
o.Univ.-Prof . Dr. Harald Stolzlechner,
Mag. Johannes Stoll, LLB.oec.

Zur ersatzweisen Unterbringung und
Aufteilung hilfs- und schutzbedürftiger
Fremder durch den Bund

Ao.Univ.-Prof. Dr. Roland Wínkler

Die Nutzungsbescheide der BMI nach dem
,,Durchgriffsrecht" gemäß dem BVG über
die Unterbringung und Aufteilung von hilfs-
und schutzbedürftigen Fremden

Rechtsprechung
Öffentliches Recht

Burgenland 10ó' Kärnten 10ó .

Niederösterreich 10ó . Oberösterreich 108
Salzburg 109 . Steiermark 110 . Tirol 110 .

Vorarlberg 111

Zivilrecht

Vergaberecht

Neues Baurecht
Bund 119 . Burgenland 119 . Kärnten 119
Oberösterreich 1 19 . Salzburg 119 .

Steiermark 120 . Tirol 120 . Vorarlberg 121
Wien 121

lmpressum

Ausgewertet im Abstract Service IBZ

ÐÊ-?{1,5"-

77

106

94

111

117

119

121

þ,

r,r' rn'rn,. v c r I lì !l( )c stt' r rc i c l-r. a t

rn'r.vr'. i tt s po rtrl l. a t
IVERTAG
I ÔS F,RRLI(,H



wohnrechtl
blätËer:

\[¿l*
Ð3-?l?

:fr'ffi,

t-h
-

wohnrechtliche

Heft 5 Mai 2016
(29. Jahrgang)
5. 1óf-203

59. Konkludente Benützungsvereinbarung im Wohnungs-
eigentum
(oGH 14. 7 . 2O1s, 5 Ob 203/14k) 1 80

ó0. (Un)-Wirksamkeit eines Umlaufbeschlusses, wenn
der Minderheit nicht ausreichende Gelegenheit zur
Äußerung gegeben wird
(oGH 23. 11.2015,5 Ob 20ó115b)

Aufsatz

RAA Dr. Reinhard Pesek
Die Erhaltung von Wärmebereitungsgeräten
nach der WRN 2015

Rechtsprechung
Nr. 53-73

ó1. Eine Vorbereitungshandlung für die Beschluss-
fassung über eine Maßnahme der außerordentlichen
Verwaltung kann eine Maßnahme der ordentlichen
Verwaltung darstellen
(oGH 23. 11.2015,5 Ob 112l15d)

182

183

184

18ó

186

187

189

191

194

161

174

175

176

176

177

179

ó2. Amtswegige Löschung der Anmerkung der Rang-
ordnung für die beabsichtigte Einräumung von
Wohnungseigentum
(OGH 20. 5.2014, 5 Ob 219/13m)

a MRG

53. Kein Aufwandersatzanspruch nach S 10 MRG
bei der Geschäftsraummiete
(OGH 25. 8. 2015, s Ob 37/152)

. WEG

54. Kündigung wegen Nichtbenützung einer Wohnung
(oGH 17. 2.2016,3 0b 14/16d)

. ABGB

ó3. Eigenmächtige Räumung durch den Vermieter -
Eingriff in Eigentumsrechte Dritter
(OGH 22. 12. 2015, 1 Ob 216/15v)

ó4. Ein genereller Gewährleistungsausschluss
umfasst nicht zugesicherte Eigenschaften
(OGH 20. 1.2016,3 Ob 238/15v)

65.Zur Frage, wann eine als behindertengerecht
vermietete Wohnung als mangelhaft zu qualifizÌeren ist
(OGH 14. 10.2015,3 Ob 185/152)

o Grundbuchsrecht

óó. Einverleibung eines Bestandrechts aufgrund eines
Anerkenntnisurteils
(OGH 25. 9.2015,5 Ob 11ól15t - Offentlicher Notar
Unív.-Doz. Mag. DDr. Ludwig Bíttner)

ó7. Löschung einer Namens- oder Treuhänderrang-
ordnung vor Ablauf der gesetzlichen Frist
(OGH 25. 1.2016,5 Ob 217/15w - Offentlícher Notar
Univ.-Doz. Mag. DDr. Ludwig Bíttner)

ó8. Keine Löschungsklage des Erwerbers gegen den
Vorkaufsberechtigten
(oGH 21. 4.2015,3 Ob 31/15b)

55. Rechtsmissbrauch bei fehlender Zustimmung zur
Anderung eines Miteigentumsanteils?
(oGH 4. 9.2014, 5 Ob 127/14h)

56.Zur Frage, ob die Anmerkung der Rangordnung
für eine beabsichtigte Veräußerung eines halben
Mindestanteils der Zustimmung des Eigentümer-
partners bedarf
(oGH 14. 07.201s,5 ob 90/15v)

57. Anfechtung einer Benützungsvereinbarung iSd
S 17 WEG 2002 wegen lrrtums erfordert die Mitwirkung
sämtlicher Mit- und Wohnungseigentümer
(OGH 23. 2.2016,5 Ob 12/ 1l6z)

58. Zur Zulässigkeit der Geltendmachung von Gewähr-
leistungsansprüchen für Mängel an gemeinschaftlichen
Anlagen durch den einzelnen Wohnungseigentümer
(oGH 27. 1.2016,4 Ob 1O/'t6y)

4

vv\^'\ ¡. vc rI ¿ì g,()este r re i c h. it t
\À'\À' w. j n s po rtlr I . a t

IVERT-ACì
I OSTERREICH



INHALT

FACHZEITSCHRIFT FÜR
NEUES MIET. UND
\vOHNRECHT
20. JG.. Heft 06, Juni 2016

Zitienonchlaç
immolq 2016, Seite
immols 2016/Numme¡

HERAUSGEBER:
Mmz'sche Verlags- und
Unive¡sitätsbuchhmdlung GmbH

I.EITENDE RED,{KTEI]RE:
ao. Univ.-P¡of. Dr. H. BÖHM
StB Mag. K. FUHRMANN
Sen.-P¡äs. d. VwGH iR
Dr. E. GAIL
HR d. VwGH D¡. F. PFIEL

SCHRIFTLEITI]NG:
RA Dr. H. RÄINER

STÄNDIGË MITARBEITEE
Ri Mag. A. GRIEB
Ri Mag. F. IBY
Ri Mag. J. KAINC
Univ.-P¡of. Dr. A. KLETEÕK.A
Mag. C. KOTHBAUER
Ri Mag. S. KULFIÂNEK
RA D¡. E. LTNDINGER
Dr. S. MALAINER
RA D¡. C. PRADER
Hon.-Prof.
DT. J. STABENTHEINER
DT. A. STARIBACHER

'4

EDITORIAL

H"ppy Birthday!
Herbert Rainer

Impressum

LEIÏSATZE

Nr. 38 - 45

MIETRECHT

Von Vormietrechten, Verlãngerungsoptionen und (un)bedingten Endterminen bei
SuperädiÊkatsfl ächenmieweft rägen
Vor dem Hintergrund der gefesrigten Judikatur, die das MRG - per analogiam - auch auf Mietverträge über
G¡undflächen zur Anwendung bringr, wenn auf diesen vom Mieter vertragsgemäß ein Superädifikat zu
\Øohn- ode¡ Geschäftszwecken errichtet wird, fragt sich, ob eine in der Praxis offenbar weit verbreitete Art
der Vertragsgestaltung des Flächenmiewertrags tatsächlich zu einer für den Vermieter durchsetzbaren Befris-
tung dieses Vertrags ftihrt; und zwar deshalb, weil dafür im A¡wendungsbereich des MRG, nach zumindest
dem Grunde nach völlig hrq., unter anderem die Vereinbârung eines unbedingten Endte¡mins erforderlich ist.
Da sich auch Christian Prader, wie mit so vielem im tWohn¡echt, mit dem unbedingten Endtermin als Vo-
raussetzung für eine vermiererseirig auch tatsâchlich durchsetzbare Miewertragsbefristung literarisch bereits
mehrfach (und nicht selten als Kritiker eines ihm zu wenig restrikdv erscheinenden Verständnisses dieses
Tatbestands durch die Judikatur) beschäftigt hat, hoffe ich, dass diese Ausführungen sein Inte¡esse fìnden,
und verbinde dies zugleich mit meinen besten \Øünschen zu seinem runden Geburtstag, dem ja das vor-
liegende Heft der immolex gewidmet ist.
Andrea-s Vonkilch

Rechtsprobleme des studentischen'Sí'ohnens bei Vorliegen einer'Wohngemeinschaft
Srudie¡ende benötigen großreils -Jíohnmöglichkeiten unmittelbar ode¡ in nächster Nähe an den Standorten
der Hochschuleinrichtungen. Da¡aus ¡esuldert eine entsprechend hohe Anzahl von ,,studentischen" Miewer-
hâltnissen. Dabei ist festzustellen, dass aufgrund der stetig gestiegenen \Øohnkosten Studierende häufig in -
finanzieli sich günstiger gestaitenden - \Tohngemeinschaften zusammenleben. Dieser Beitrag, den ich mei-
nem langjährigen Kollegen und Freund Christian Prader zu dessen rundem Geburtstag widme, beschâftigt
sich mit ausgewählten mietrechdichen Problemen, die ihren Ursprung in den dem studentischen \Øohnen zu
Grunde liegenden Verragskonstruktionen haben.
Christian Markl

WOHNUNGSEIGENTUMSRECHT

Erweiterung der Rechtsfähigkeit der Eigentümergemeinschaft durch Vereinbarung
der'Wohnungseigentümer?
Ist die auf die Liegenschaftsvenn'altung beschränkte Rechtsfähigkeit der Eigentümergemeinschaft in Stein
gemeißelt oder durch Rechtsakte abänderba¡, vor aliem erweiterbar? Dieser Beitrag ist Herrn RA Dr. Chris-
tian Prader in freundschaftlicher Verbundenheit und mir herzlichem Dank ftir die ausgezeichnete Zusam-
menarbeit zu seinem 50. Gebu¡tstag gewidmet.
Raimund Pitd

BAURECHT

Behördliche Parkraumvorgaben und deren Rechtswirkungen für den privaten Wohnbau
Sowohl öffentlicher als auch privater Pa¡kraum ist seit langem in Städten und darüber hinaus neuerdings zuneh-
mend auch in vielen ländlichen Gemeinden ein knappes Gut. Das Bedürfnis weiter Teile der Bevölkerung nach
Mobilität schlägt sich nicht nur in einer jährlich steigenden Nachfrage am Fahrzeugmarkt, sondern auch in einer
entsprechenden Verknappung sowie einer damit einhergehenden Verteuerung von Abstellfiächen nieder.
Thomas \Øalzel von \Øiesentreu
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Die BTVG-Novelle 2008, die bekanntlich einen zwingenden Haftrücklass in das Bauträgervertragsrecht ein-
gefrihrt hat, lässt die \Øahl zwischen dem sog ,,Barhaftrücklass" und einer Haftrúcklassgarantie oder -versi-
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die diesbezügliche Leserin mitgemeint ist) zu adrèssieren und daher auch mit der einen oder anderen Muster-
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Helmut Böhm
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VfGH wird eine Systematisierung geboten, die Behörden dabei unterstützen kann, gesetzmäßige Verord-

nungen zu erlassen.

Von Veronika Krysl

+ Die neueste Rechtsprechung des VfGH zum Verkehrsrecht
Sind die gesetzlichen Sicherungsmaßnahmen gegen die Beeinträchtigungvon Alkohol teilweise verfassungs-

widrig? Ist die Verhängung einer Verwaltungsstrafe bei Unterbleiben einer Lenkererhebung zulässig? Ist

eine gesetzliche Vermutung der Richtigkeit von Privatgutachten im EisbG verfassungskonform? Und muss

die SchIV in Bezug auf ihre Verweisungen auf technische Normen und Standards vom Verordnungsgeber

auf deren Aktualität gelegentlich überprüft werden? Diese und andere Fragen finden ihre Antwort in der

neuesten Rsp des VfGH zum Verkehrsrecht.
Von Martin Hiesel
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gemacht werden
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94: LVwG Wien 5. 2.2016, VGW-031/00511199112015-3
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Ersatzanspruch bei Verletzung eines Tiers; Auslandsverwendungszulage als Erwerbsschaden; Anforderun-
gen an die Erwerbsschadensprognose; originärer Rückersatzanspruch der gesetzlichen Unfallversicherung

gegen den Arbeitgeber; Direktanspruch gegen den Kfz-Haftpflichtversicherer aus der Gefihrdungshaftung
bei Platzen des Ölschlauchs
Von Christian Huber

Kunatoniußr fün Verkehnssichenheit
å Ablenkung im Straßenverkehr - wie gefahrlich sind Handy und Co am Steuer? 2Og
Ablenkung im Straßenverkehr ist ein zunehmendes Problem. Mehr als ein Drittel aller Verkehrsunfrlle wird
durch Ablenkung und Unaufmerksamkeit verursacht, im lahr 2014 \ ¡aren es 38o/o. lll Personen und damit

tm 27o/o mehr als im |ahr davor starben dabei.

Vor diesem Hintergrund wird mit der 32. KFG-Novelle die Regelung über die Verwendung des Mobilte-

lefons am Steuer verschärft. Grund genug, sich im vorliegenden Beitrag detaillierter mit dem Thema Ablen-
kung im Straßenverkehr zu beschäftigen und den Einfluss von Ablenkung aufdas Fahrverhalten im Pkw

anhand einer aktuellen Studie aufzuzeigen.
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Aufsätze

Prof. Dr Manuel Nodoushani, M.A., LLM. (UCLA)

Das neue Anforderungsprofil für Aufsichtsräte
von Unternehmen von öffentlichem lnteresse

Das am 17.6.2016 in Kraft tretende Abschlussprüfungs-

reformgesetz (AReG; BGBI. I 2016,1142) hat das An-
forderungsprofil von Aufsichtsratsmitgliedern bei Unter-
nehmen von öffentlichem Interesse geändert. Es streicht

das Merkmal der Unabhängigkeit des Finanzexpeften

und führt als neues Merkmal ,,Sektorenkenntnis" für die

Gesamtheit der Mitglieder des Aufsichtsrats ein. Beide

Änderungen beziehen sich nicht nur auf kapitalmarktori-
entierte Gesellschaften, an deren Aufsichtsräte vor dem

AReG zum Teil bestimmte Anforderungen gestellt wur-
den, sondern allgemein auf Untemehmen von öffentli-
chem Interesse. Dieser Beitrag untersucht das neue An-
forderungsprofil und überprüft es auf seine Stimmigkeit. 381

RA DrThyl N. Haßlef LLM. (Köln/Paris l), Maître en
droit
Anwendbarkeit von S 93 Abs.4 Satz 3 AktG im
Rahmen der Verschmelzung zweier Aktienge-
sellschaften

Verzicht auf und Vergleich über Schadensersatzansprü-

che gegen aktuelle und ehemalige Organmitglieder
einer Aktiengesellschaft sind nur unter den engen Vo-
raussetzungen des $ 93 Abs. 4 Satz 3 AktG zulässig.

Für den Fall der Verschmelzun g zweier Aktiengesell-
schaften und dem damit einhergehenden Erlöschen der
(ehemaligen) Mandatsgesellschaft der Organe der über-

tragenden Aktiengesellschaft ist umstritten, ob die für
die Geltendmachung solcher Ansprüche zuständigen

Organe der übernehmenden Aktiengesellschaft eben-

falls das strenge Regime des $ 93 Abs. 4 Satz 3 AktG
zu beachten haben oder ob Verzicht und Vergleich in
diesem Fall unter erleichterten Voraussetzungen mög-
lich sind. Der Beitrag erörtert ausgewählte Aspekte die-
ser Fälle, wobei sich die nachfolgenden Ausführungen
auf die Sonderkonstellation der Verschmelzung zweier
Aktiengesellschaften beschränken. 388
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Hausratversicherung

OLG Hamm '15.1.2016 (20U222/15)

Abrechnungsschreiben ist reine Wissenserklärung ohne
rechtsgeschäftlichen Bíndungswillen

Auch bei psychischen Erkrankungen kommt es zur Feststellung
eines objektiven Einschränkungsgrades auf die Art und Schwere
der Krankheit an

Pflicht zur Anzeige einer Berufsunfähígkeit beim Versicherer bei
mehr als sechsmonatiger Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit

Bei Tarifwechsel in Zieltarif mit Mehrleistung ist ein Leistungs-
ausschluss unabhängig von erhöhtem Risiko des VN zulässig

Kein Erfahrungssatz für Vorsatz des VN durch ärztliche Aufklärung
bezüglich möglicher Krankheitsfolgen eines Eingriffs

Beschädigung eines Flachdachs durch Dornen eines
Dreibeingestells des vom VN beauftragten Vermessungsbúros

Beweislast für Unfallursächlichkeit eines Risikozuschlags in der
privaten Krankenversicherung liegt beim Geschädigten
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Verka ufsplattform - Fatboy
' 62? OLC Frankfurta.M. 17.9.1'5*6U127/1'4

Keine Abma hn kostenerstattu n g bei pflichtgemäßer An kü nd igu ng ei nes

Pa ra I lel i mports - Retardtabletten
62tt OLC Düsseldorf 6.1-0.1-5 - l-20 U 2L0h4

Feh lende Verwechsl u n gsgefa h r bei Zeichen m it ei n deutigem Begriffsi n h a lt

- Püppi (ts.)

WETTBEWERBSRECHT 525 OLC Frankfurta.M. 4.2.1.6-6U 150/ß
Abm a h n kostenersatz fü r Fachverba nd - Taxiverband

KARTELLR ECH-: 627 BCH 26.1..1.6-KZR4L/L4
Anforde ru ngen a n Kü nd i gu n g von Serviceverträgen m it Vertra gswerkstätte n

- Jagua r-Vertra gswerkstatt

BÜRCERLTCHES RECHT 630 BCH L.\2.'J.5-XZRt70/r2
Haftung des Rechtsanwalts bei unberechtigter Schutzrechtsverwarnung

- Unberechtigte Schutzrechtsverwarnung ll (m. Anm. Erhard Keller, S. 634)

vERFAHRENSRECHT 636 BCH 223.'J.6-lZB 44/L5
Fristwa h rende Rechtsmittelei nlegung bei u nzustä ndi gem Cericht

- Gestörter Musikvertrieb
638 OLC Hamm L4.8.15-325A37/Ls

Wirksame Verweisung in der Berufungsinstanz - Urheberrechtliche

Zustä ndigkeits konzentration

V Aus dem lnhalt der GRUR-Familie6l2OL6

Vl GRUR-Aktuell
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Wirtschaftsrecht

Die Woche im Blick

Entscheidungen
BVerfG: Sampling zur künstlerischen Gestaltung kann einen Ein-

griffin Urheberrechte rechtfertigen (31.5.20'16- 1 BvR 1585/13)

BGH: Verfassungswidrigkeit des Verbots einer Rechtsanwalt-Arzt-
Apotheker-Sozietät (i 2.4.20i 6 - ll ZB 7 /1 1)

BGH: Keine Pflicht des lnsolvenzverwalters einer GmbH zur Auf-
rechterhaltung der Geschäftsführerhaftpflichtversicherung
(14.4.2016 - lX ZR 161/1s)
BGH: Keine Zurechnung des als Aufsichtsratsmitglied erlangten
Wissens eines Prokuristen gegenüber der Bank (26.4.2016 - Xl ZR

1 08/1 s)

BGH: Netzentgeltbefreiung ll (12.4.2016 - EnVR 25l1 3)

BGH: Ersatzbeschaffung àls Umstrukturierungsmaßnahme - M¡t-

teldeutsche Netzgesellschaft Gas mbH (12.4.2016 - EnVR 3/15)

BGH: AGB eines Verkehrsbetr¡ebs - unangemessene Benachteili-

gung eines an einem Großkundenabonnement te¡lnehmenden
Fahrgasts (22.3.201 6 - X ZR 1 B/1 5)

KG Berlin: Reichweite der dem Prokuristen gesetzlich eingeräum-

ten Vertretungsmacht (4.5.201 6 - 22W 128/15)

Gesetzgebung
Bundesregierung: Umsetzung der Reform des europäischen
Patentsystems beschlossen

Bundestag: Reform des Bauvertragsrechts und zur Anderung der

kaufuertraglichen Mängelhaft ung

Verwaltung
BaFin: Treuhänder zur Überwachung des Sicherungsvermögens -
neues Rundsch reiben veröffentlicht

St-eue
?'

rrecht

Die Woche im Blick

Entscheidungen
BFH: Körperschaftsteuerguthaben bei Liquidation - ausschüt-

tungsabhãngige Ausgestaltung ist verfassungsgemäß

(2.2.2016 -tR21114)
BFH: Besteuerung von Sonderbetr¡ebseinnahmen (hier Dividenden

aus Sonderbetriebsvermögen ll) nach Maßgabe des DBA-Spanien

1966 in Deutschland (21.1.2016 -lR 49/14)

BFH: Die eigene Berufshaftpflichtversicherung einer Rechtsan-

walts-GbR ist kein Arbeitslohn (1 0.3.201 6 - Vl R 58/14)

BFH: Beteiligungserträge gemeinnütziger Körperschaften sind

auch dann steùerfrei, wenn sie aus gewerblich geprägten Perso-

nengesellschaften stammen (18.2.2016 - V R 60/13)

BFH: Keine Ansprüche des Arbeitnehmers gegenüber Arbeitgeber

bei Einbehaltung von Sozialversicherungsbeiträgen
(20.4.2016- llRs0/14)
BFH: Postuniversaldienstle¡ster muss sechs Tage pro Woche Post

zustellen (2.3.201 6 - V R 20/1 5)

Verwaltung
BMF: Verfahren bis zur gesetzlichen Umsetzung des EUGH-Urteils

van Caster und van Caster
(23.5.2016- IVC 1 -S 1980-1/11110014.016)

Steuerpolitik
BT: Kleine Anfrage zu Verwicklung der Weltbank in Steueroasen

Aufsätze

Dr. Christoph Bode, RA/FASIR, Dr. Jan Bron. LL.M., StB,

Dr. Barbara Fleckenstein-Weiland, LL.M., RAin/StBin/FAinStR,

Dr. Marcus Mick, RA/SIB, und Dr. Manfred Reich, RA/FAErbR/StB

Brexit - Tax it?

lm nahenden Referendum Großbritanniens über den Austritt aus

der EU sind sowohl der Ausgang als auch die politischen und wirt-
schaftlichen Konsequenzen der Abstimmung unabsehbar. Der Bei-

trag behandelt aus deutscher Sicht in einer ersten Bestandsaufnah-

me ausgewählte Fragestellungen des Steuenechts.

Dr. Marc Lar.npe, LL.M., RA/FA Bank-u.Kapitalmarktrecht

Anmerkun gen zum Treaty-Override-Beschluss
des BVerfG

Der Artikel nimmt zur Vorgeschichte und zu wesentlichen Aussa-

gen des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 1 5.1 2.201 5 so-

wie der dissenting vote Stellung. Abweichend vom stringenten Lö-

sungsweg des Gerichts wird eine alternative Überlegung angespro-

chen, die Frage eines allgemeinen völkerrechtlichen Missbrauchs-

vorbehaltes. Diese Frage wird im - etwas verselbständigten - stey-

errechtlichen Schrifttum im Zusammenhang mit den Rechtsfragen,

die das BVerfG besprochen hat, seit Längerem intensiv diskutiert.

Entscheidungen

BFH: Namensnutzung ¡m Konzern
(21.1.2016- lR22l14- dazu BB-Kommentar von Dr. Andreas Ball, RA/SIB)

BFH: Besteuerung von Erträgen aus,,schwarzen" Fonds nach dem

AusllnvestmG - Unanwendbarkeit der Kapitalverkehrsfreiheit

wegen Art. 64 AEUV
(28.7.201 s - V lll R 39 / 1 2)

BGH: Steuerzahlungen auf Kapitalerträge als Entnahmen der

Gesellschafter
(5.4.2016 -|2R62/1s)

1 345

1347

1 365

1367

1373

1376

1 380

1 383

Aufsatz

Prof. Dr. Petra Buck-Heeb

Die Plausibilitätsprüfung bei Vorliegen eines
Rechtsrats - zur Enthaftung von Vorstand,
Geschäftsführer und Aufsichtsrat
Von einem Geschäftsleiter wird erwartet, dass er Rechtsgutachten

bzw. rechtlichen Rat auf Plausib¡lität prüft. Offen ist bislang, wie
eine ordnungsgemäße lnformationsüberprüfung im Spannungs-

feld zwischen Sorgfaltsanforderungen und Vertrauensschutz zu ge-

hen hat. Das ist für die Praxis misslich und für die Wissenschaft un-

befriedigend. ln dem Beitrag werden die Kriterien einer ordnungs-
gemãßen Plausibilitätsprüfung näher umrissen.

Entscheidungen

BGH: Verdeckte Sacheinlage einer Altforderung des Gesellschafters 1356
(1 9.1.201 6 - ll ZR 61 / 1 s)

BGH: lnnenhaftungsfälle der D&O-Versicherung - weite Auslegung 1359

des Begriffs ,,Dritter" in 5 108 WG
(1 3.4.201 6 - lV ZR 304 / 1 3\

BGH: Begründung von Masseverbindlichkeiten im Schutzschirm- 1363

verfahren bzw. in der vorläufigen Eigenverwaltung
(24.3.20 1 6 - lX ZR 1 57 / 1 4 - dazu BB- Kom me nta r von

Dr. Artur M. Sw¡erczok, LL.M., RA [UCL], MSt. lOxford])

Neuerscheinung Buch
Witz/Salger/Lorenz, lntemåt¡onal Einheitliches Kaufrecht

Gee¡gnet als Leitfaden für die Streitschlichtung

2. Auflage 201 6, 9 1 5 Seiten, Geb., € 248,-

ISBN: 978-3-8005-1538-7 / lnfos unter: www.shop.ruw.de

ll Betr¡ebs-Berarer ì BB 23.2016 | 6.6.201ó
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Bilanzrecht und Betriebswirtschaft Arbeitsrecht a

Ðie Woche im Blick

Rechnungslegung
EU: ECON-Bericht zu den IFRS

EFRAG: Geplante Übernahmeempfehlung für Anpassungen an
|FRS 15

DRSC: Bericht über die 49. Sitzung des lFRS-FA am 23./24.5.2016 in
Berlin

DRSC: Stellungnahme zum EU-Vorschlag zur Änderung der Bilan-

zierungsrichtlinie im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteu-
erinformationen

Wirtschaftsprüfung
WPK: Berufsaufsicht, Qualitätskontrolle und Wirtschaftsprüfungs-
examen 2015

WPK: Entwürfe der Berufssatzung WP/vBP und der Satzung für
Qualitätskontrolle zur Beiratssitzung am 21.6.201 6

WPK: Transparenzberichte (S 55c WPO) zum 31.3.2016

WPK: WP/vBP als Senior Experten für Georgien gesucht

Aufsatz t

Dr. Karl-Heinz Withus, WP/StB/CPA

IDW EPS 981: Übertragung der Prüfungssystematik zu
Compliance auf Risikomanagementsysteme

Am 14.3,2016 hat das lnstitut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland
(lDW) den Entwurf eines Prüfungsstandards zu Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Prüfung von Risikomanagementsystemen (RMS) -
IDW EPS 981 - veröffentlicht und bis zum 3.9.2016 zur Diskussion
gestellt. Dieser Entwurf stellt den ersten einer Reihe von Prüfungs-

standards dar, mit denen das IDW die Prüfungssystematik aus dem
IDW-Prüfungsstandard IDW P5 980 zur Prüfung von Compliance-
Management-Systemen (CMS) auf weitere Bereiche der Corporate-
Governance-Systeme ribertragen möchte. Angekündigt sind außer-
dem Standards zur Prüfung des lnternen Kontrollsystems der Un-
ternehmensberichterstattung sowie zur Prüfung des lnternen Revi-

sionssystems. Der Berufsstand der Wirtschaftsprüfer reagiert damit
nach eigenen Angaben auf eine zunehmende Nachfrage nach
Prüfungsleistungen in diesen Bereichen. Der Beitrag stellt den IDW
EPS 981, dar und würdigt ihn kritisch. Hierbei soll auch untersucht
werden, an welchen Stellen der Entwurf zur Prüfung von RMS auch
für die Prüfung von CMS neue Erkenntn¡sse birgt.

13Bs Die Woche im Blick

Entscheidungen

1387

BAG: Erfüllung des gesetzlichen Mindestlohns
(2s.s.201 6 - s AZR 1 3s / 1 6)

BAG: Entgeltfortzahlung während ambulanter Kur
(25.5.201 6 - 9 AZR 1 45 l',t 5)

BAG: Studienkredit der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und

der Begriff des Einkommens i.S.v. 5 115 Abs. 1 Satz2 ZPO

(28.4.201 6 - 8 AZB 6s / 1 s)

BAG: Pfándbarkeit einer Jahressonderzahlung nach 5 20 TVöD/
vKA (18.s.201 6 - 10 AZR233/15)
BAG: Übergang des Arbeitsverhältnisses von der BA auf die Opti-
onskommune (17 .3.2016 - 6 AZR96/15)
BAG: Reichweite des Weiterbeschäftigungsanspruchs des 5 33

Abs. 3 TVöD-AT bei Rente wegen teilweiser Erwerbsmindeiung auf
Zett (17 .3.2016 - 6 AZR221 /15)

Aufsätze

Dr. Andreas Schönhöft, RA/FAArbR/FASIR

Sozial- und steuerrechtliche Behandlung von
(nachträglichen) Entgeltzahlungen aus e¡nem
beendeten Arbeitsverhältnis
lm Rahmen von arbeitsrechtlichen Beendigungsauseinanderset-
zungen kommt es nicht selten zum Streit um aus dem Arbeitsver-
hältnis resultierende Zahlungsansprüche. Der Beitrag soll eine kur-

ze Übersicht über die Steuer- und Sozialversicherungspflicht für
nachträgliche Zahlungen aus einem bereits beendeten Arbeitsver-
hältnis geben und Möglichkeiten der Gestaltung aufueigen.

Prof. Dr. Herbert Wiedemann

Dynamische Bezugnahmeklauseln und ein
Gesetzesvorschlag zur Betriebsübertragung
Arbeitsvertragliche Klauseln, in denen auf geltende Tarifuerträge

Bezug genommen wird, sind rechtlich fast so umstritten wie in der
Wirtschaftspraxis verbreitet Letztendlich bilden die Bezugnahme-

klauseln ein Widerlager zu Grundfesten des deutschen A¡beits-
rechts, nämlich zur scharfen Trennung zwischen Schuldverträgen
und Normverträgen und innerhalb der Belegschaft zwischen orga-
nisierten und nicht organisierten Arbeitnehmern. Das alles macht
die Unsicherheit in der Beurteilung der Bezugnahmeklauseln gut
verständlich und mag es rechtfertigen - wie zu zeigen sein wird -
eine Herangehensweise stärker aus dem Blickwinkel des Einzelar-

beitsvertra ges zu versuchen.

Entscheidung

BAG: Kein Vorbeschäftigungsverbot bei sachgrundloser Befristung
von Beamten
(24.2.2016 -7 AZR712/13 - dazu BB-Kommentar von

Dr. Kerstin Reiserer, RAin/FAinArbR)

Die Erste Seite
Assessor Roland Wolf

Gesetzesvorhaben zum Mutterschutzrecht muss
umfassend korrigiert werden

Jobs

lmpressum/l/orschau

Entsche!dung

FG Köln: Keine Bilanzberichtþung wegen nicht erklärter Sonder- 1392
betriebsausgaben bei Erwerb eines Kommanditanteils
(1.3.2016 - 15 K317 /12 - dazu BB-Kommentar von
Dr. Sebastian Heß. RA/FASIR/SIB)

Praxisbewährt!

Arbeitsrecht der lnsolvenzordnung
lnsO $$ 108, 113, 120-128,185
5., neu bearbeitete und wesentlich ergänzte Auflage
2015, Recht Wirtschaft Steuern, Kommentar,
XXIV, 458 Seiten, Geb., ISBN: 978-3-8005-3277-3

€ 118,-

ff"ffi;Y,*'

RML______,
Fachmedien Recht und wtuchañ

Jetzt bestellen!

dfy'¡r",,,""0,,,0o. O69.i7595-27221 buchverlagroruw.de j www.ruw.de
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Die Woche im Blick

Entscheidungen
BGH: Aktiventausch bei Zahlung an absonderungsberechtigten,
durch eine Gesellschaftersicherheit besicherten Gläubiger
(26.1 .20 1 6 - il ZR 39 4 / 1 3)

BGH: lnsolvenz einer Personenhandelsgesellschaft -
Pflicht der Gesellschafter zur Erstattung von Zinsabschlägen
(s.4.2016 - | ZR 62/1s)
BGH: 55 126ff. MarkenG vermitteln kennzeichenrechtlich begrün-
deten Schutz - Himalaya Salz (31.3.2016 - lZR86/13)
BGH: Wettbewerbsrechtlicher Schutz einer Romanfigur - Pippi-
Langstrumpf'll (1 9.1 1.2015 - IZR 149/14)
BGH: Kein Rückschluss auf betriebliche Herkunft eines

Produkts anhand von Merkmalen und Gestaltung - Hot Sox

(1 9.1 1.201 5 - I ZR 109/14)
BGH: Konkretes Wettbewerbsverhältnis zwischen im lmmobilien-
recht tätigem Rechtsanwalt und Anwaltsnotar - lm lmmobilien-
sumpf (3 i.3.201 6 - I ZR 1 60/ 1 4)

BGH: Darlegungs- und Beweislast für die ausschließliche Verwen-
dung von Fernkommunikationsmitteln (12.11 .2015 - I2R168/14)
BGH: Vorabentscheidungsersuchen - Voraussetzungen

eines ,,direkten" Verkaufs an Endverbraucher - Bio-Gewürze
(24.3.2016 - | 2R243/14)
BGH: Vorabentscheidungsersuchen - gesondertes Bearbeitungs-
entgelt bei Flugstornierung - Flugpreise (21.4.2016 - I ZR 220/1 4)

OLG Düsseldorf: Handelsregisteranmeldung einer neu errichteten
Gesellschaft (30.3.2016 - l-3 Wx 54116)

Aufsatz

Prof. Dr. iur. Alexander Reute¡; M.C.J., RA/Attorney-at-Law
(New York)

Unternehmensgeldbußen, Organregress, Grenzen
der Versicherbarkeit und Gesellschaftsrecht: eine
system¡sche Verletzung der Grundrechte der
Anteilseigner
Die Höhe der Unternehmensbußgelder ist in den vergangenen Jah-

ren drastisch gestiegen. Dies wird vielerorts als richtig empfunden.
Auch mit der anstehenden 9. GWB-Novelle sollen die Sanktionen
gegen Unternehmen weiter verschärft werden. Gleichzeitig schnei-
det die Rechtsordnung es den Unternehmen ab, die verantwortli-
chen Manager in Regress zu nehmen und sich gegen derartige
Bußgelder zu versichern. Hiernach sollen Unternehmensbußen also

in erster Linie die Anteilseigner treffen. Als staatliche Eingriffe in
Freiheit und Eigentum der Anteilsinhaber müssen sich Unterneh-
mensbußen aber an deren Grundrechten messen lassen. Nach dem
BVerfG schützt Art.14 Abs.1 GG das Eigentum an Aktien auch in
vermögensrechtlicher Hinsicht. Das verfassungsrechtliche Gebot
der Verhältnismäßigkeit, insbesondere das Gebot der Geeignetheit,
setzt daher auch Sanktionen gegenüber Unternehmen Grenzen.

Der Beitrag geht vor diesem Hintergrund der Frage nach, ob das

rechtliche,,Viereck" aus Unternehmensbußen, Regressverbot,

Grenzen der Versicherbarkeit und Gesellschaftsrecht nicht zu einer
systemischen Verletzung der Grundrechte der Anteilseigner führt.
Aus Sicht des Verfasseis ist das zu bejahen und ein Schwenk erfor-
derlich.

Entscheidung

BGH: Anforderungen an die Untersuchungsobliegenheit des Käu-

fers sowie Darlegungs- und Beweislast bei Verjährung von Mängel-
rechten
(24.2.2016 -VlllZR 38/15 - dazu BB-Kommentar von
Sabine Chromek, Maître en droit)

.S-teuerrecht
'+

Die Woche im Blick

Entscheidungen
Hessisches FG: Keine Gesetzeslücke vorhanden, die zur doppelten

Anrechnung von Kapitalertragsteuer berechtigt
(1 0.2.201 6 - 4 K 1 684/ 1 4)

Hessisches FG: Betrugs- und Untreuehandluñgen eines Arbeitneh-

,mers mittels fiktiver Geschäfte lösen keine Umsatzsteuer aus

(16.2.2016 - 1 K2s13/12)

Gesetzgebung
BReg: Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Energie-

steuer- und des Stromsteuergesetzes

BReg: Steuerabkommen mit Japan geschlossen

BReg: Steuerabkommen mit Panama fast fertig

Verwaltung
BMF: Anwendungserlass zu 5 153 AO veröffentlicht
(23.5.2016 - lV A 3 - S 0324/1 5/10001/lV A 4 - S 0324114110001)

BMF: Umsatzsteuer - Berichtigung der Bemessungsgrundlage we-
gen Uneinbringlichkeit im vorläufigen lnsolvenzverfahren
(1 8.s.201 6 * lll C 2 - S 7330/09i1 0001 :002)

Steuerpolitik
EU-Kommission: Deutschland soll lneffizienzen im Steuersystem

abbauen

Dr. Günter Winkels, RA/SIB/FAStR

Fondsgebundene Lebensversicherungen ¡m Fokus
der Steuerfahndung
Fondsgebundene Lebensversicherungen geraten immer häufiger

in den Fokus der Steuerfahndung. Ein Grund dafür ist, dass das Ver-

mögen von in Deutschland nicht offengelegten ausländischen

Konten und Depots hãufig in ausländische fondsgebundene Le-

bensversicherungen investiert worden ist. Die fondsgebundenen

Lebensversicherungen unterliegen grundsätzlich der sog. nachge-

lagerten Besteuerung. Dagegen versucht die Finanzverwaltung

vorzugehen, wenn sie Zweifel an der steuerlichen Anerkennung

der Lebensversicherungsvérträge hat.

Martin tiepert, StB, und Daniel Sahm,stB/FBlStR

Einzelaufzeichnungspflicht bei Kassen -
Referentenentwurf des Gesetzes zum Schutz vor
Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen

Am 18.3.2016 hat das BMF den Referentenentwurfeines Gesetzes

zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaulzeichnungen

nebst technischer Durchführungsverordnung veröffentlicht. Dem-

nach sollen elektronische und computergestützte Kassensysteme

oder Registrierkassen ab dem 1.1.2019 neue Anforderungen erfül-

len. Bei Nichteinhaltung droht ein Bußgeld von bis zu 25 000 Euro.

Aufsätze

Dr. Dirk Niedling, RA/SIB, und Dr. Gabriele Rautenstrauch, StBin 1 303

Auswirkungen des,,Anti-BEPS"-Richtlinienvorschlags
auf Finahzierun gsstrukturen

Der Beitrag analysiert die wesentlichen Auswirkungen des Vor-

schlags einer Anti-BEPS-Richtlinie der EU-Kommission auf Finanzie-

rungsstrukturen sowohl in lnbound- als auch in Outbound-Situa-

tionen.

i, t"

1281

1 283

1 301

1310

1313

Entscheidung

FG Berlin-Brandenburg: Zum Beschäftigungsort bei doppelter 1317

Haushaltsfüh rung
(16.12.2015 -7 K7366/13 - dazu BB-Kommentar von

Dipl.-Kfm. Lukas Hilbert)

Bctricbs Berûter I BB 22.2016 | 30.5.201 6il
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Die Woche im Blick

Rechnungslegung
IASB: Formale Konekturen in Folge von IFRS 16

IASB: Bericht zur Mai-Sitzung

Wirtschaftsprüfung
lDWi Stellungnahme zum Vorschlag der EU-Kommission zur Offen-
Iegung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unterneh-
men und Zweigniederlassungen
IDW: Fortsetzung zu IDW RS HFA 9 ,,Einzelfragen zur Bilanzierung
von Finanzinstrumenten nach lFR5"

IDW: Prüfungshinweis im Zusammenhang mit der Antragstellung
auf Förderung von Wärme- und Kältenetzen nach dem KWKG

WPK: Stellungnahme zu den Vorschlägen des IAASB zur Verbesse-

rung der Prüfungsqualität
WPK: Stellungnahme zum Vorschlag der EU-Kommission zur Offen-
legung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte multina-
tionale Unternehmen
WPK: EU-Kommission erfragt Erfahrungen bei grenzüberschreiten-
den Dienstleistungen - Konsultation zur Verbesserung des EU-

Dienstleistungsmarkts

1321 DieWoche im Blick

Außatz

Prof. Dr. Guido Förster, StB, und Felix Staaden, M.Sc.

Veräußerung und Erwerb von Mitunternehmer-
ante¡len mit passivierungsbeschränkten
Verpflichtungen
Die Übertragung von Verpflichtungen, die einer Passivierungsbe-
schränkung unterliegen, führt nach der finanzgerichtlichen Recht-
sprechung zur aufr¡randswirksamen Realisation der stillen Lasten.
Beim Übernehmer bilden die Verpflichtungen Anschaffungskosten
für die als Ausgleich empfangenen Wirtschaftsgüter; die Passivie-

rungsbeschränkungen gelten ¡nsowe¡t nicht. Unter Durchbrechung
des Realisationsprinzips ordnen die 5S af 5 Abs.7 EStG aber an,
dass der entstehende Aufwand beim Über-tragenden grundsätzlich
nicht sofort als Betriebsausgabe abgezogen werden kann, sondern
nur gleichmäßig verteilt über 15 Wirtschaftsjahre, und dass der
Übernehmer zu den auf die Übernahme folgenden Abschlussstich-
tagen die für den Übertragenden geltenden Passivierungsbe-
schränkungen anzuwenden hat. Die Regelungen sollen Gestaltun-
gen zur Hebung stiller Lasten zwischen verbundenen Unterneh-
men vorbeugen und die Rechtsprechung in haushaltsverträglicher
Weise umsetzen. ln dem Beitrag wird die Anwendung der Vor-
schriften bei der entgeltlichen Übertragung eines M¡tunternehmer-
anteils untersucht, wenn zum Betriebsvermögen eine passivie-
rungsbeschrän kte Verpfl ichtung gehört.

Entscheidung

BFH: Doppelte Afa bei Bebauung des Ehegattengrundstücks
(9.3.2016 - X R 46 /14 - dazu BB-Kommentar von
Dr. Florian Kleinmannr 5tB/RA/FASIR)

Neuerscheinung Buch
Wi¡stemann/(och, Wirtschaftsprüfung case by case

Lösungen nach HGB mit Hinweisen auf ISA und US-GAAS

4. Auflage 2016,260 Seiten, € 38,90

ISBN: 978-3-8005-5041-8 / lnfos unter: www.shop.ruw.de

Entscheidungen
BAG: Teilbarkeit einer Verfallsklausel (27.1.20 1 6 - 5 AZR 277 / 1 4)
BAG: Kein Vorbeschäftigungsverbot bei sachgrundloser Befristung
von Beamten (24.2.201 6 - 7 AZR 7 12/ 13)

LAG Berlin-Brandenburg: Ratierliche Kürzung einer tarifuertragli-
chen Pflegezulage bei Teilzeit (3.3.2016 - 5 Sa 1784/15)
LAG Berlin-Brandenburg: Einzelvertraglich vereinbarte Geltung
eines Tarifvertra gs (11.3.2016 -9 Sa93/16)
LAG Düsseldorf: Sittenwidriger Lohn im Bereich geringfügiger Be-

schäftigung (20.10.2015 - B 5a 1091/13)

LAG Düsseldorf: Entgeltrahmentariñrertrag wirksam schriftlich
abgeschlossen (1 1.5.2016 - 12Sa 1152/15)
ArbG Bonn: Keine Beendigungskündigung bei möglicher ander-
weitiger Weiterbeschäftigung zu deutlich niedrigerer Vergütung
(64.2016 - s Ca2292/15)

Gesetzgebung
Überarbeiteter Stre¡twertkatalog für die Arbeitsger¡chtsbarke¡t

Aufsätze

Prof. Dr. Gregor Thüsing, LL.M. (Harvard), und
Dr. Stephan Pöttert LL.M. (Cambridge)

Wer ist Zeitungszusteller i.5.u 5 24 Abs. 2 MiLoG?

Neue Gesetze fúhren zu neuen Fragen. Auch das Mindestlohnge-
setz führt zu zahlreichen Unsicherheiten in der Auslegung. Das be-

trifft vor allem auch seine personelle Reichweite. Unterfällt ein Ar-
beitnehmer, der nicht nur Tageszeitungen und Anzeigenblätter m¡t
redaktionellem lnhalt zustellt, sondern durch Beilagen händisch in
die Zeitungen einsortiert, dem Gesetz? Und wenn ja, in welchem
Ausmaß? Angeregt durch eine Anfrage aus der Praxis versuchen

die Autoren h¡er Antworten zu geben.

Dr. Stefan Müller, RAiFAATbR

Änderungen im (Familien-)fflegezeitr echt 2O1 612017

Das se¡t 1.7.2008 geltende Fflegezeitrecht hat bereits m¡t lnkraft-
treten des Gesetzes zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege

und Beruf Änderungen und Ergänzungen erfahren. ln Umsetzung

der zweiten Stufe der Pflegereform hat die Bundesregierung am
12.8,2015 das Zweite Pflegestärkungsgesetz (PSG ll) beschlossen
(Vgl BT-Drs. 18/5926). Das Gesetz wurde am 28.12.2015 verkündet
(vgl BGBI. 1,2424ff.). Der Beitrag gibt einen Überblick über die Aus-

wirkungen des PSG ll auf das (Familien-)Pflegezeitrecht.

Entscheidung

BAG: Krankheitsbedingte Kündigung - betriebliches Eingliede-

rungsmanagement
(13.5.2015 - 2 AZR 565/14 - dazu BB-Kommentar von
Dominic Wallenstein, 5tB/RA/FAStR)

Die Erste Seite
Dr. Thomas Lapp, RA/Mediator

Das besondere elektron¡sche Anwaltspostfach -
eine neue Ära des elektronischen Rechtsverkehrs

Jobs

lmpressumA/orschau
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lnhaltsverzeichnis

BETRIEBSWIRTSCHAFT

AUFSATZ
Abschlussprüfung
Abschlussprüfungsreformgesetz (AReG) -
Kritische Würdigung zentraler Neuregelungen
Prof. Dr. Reiner Quick, Darmstadt
Das Abschlussprüfungsreformgesetz (AReG) ist am 17.05.2016
im BGBI. verkündet worden. Mit dem Gesetz werden die prü-
fungsbezogenen Vorgaben der EU-Abschlussprüferreform um-
gesetzt. ln dem Beitrag werden die zentralen Neuregelungen
vorgestellt und deren voraussichtliche Auswirkungen auf den
Prüfungsmarkt gewürdigt.

D81203861

www.der-betrieb.de

KURz KoMf,IENTIÈRT
Köperschafisteuer
Aktuelle Entwiçklung im Bereich der
ertragsteuerliehen Organschaft
RA/StB Dr. Michael Ehret 1 RA/StB ltllulf Kring, FrankfurtlM.

Ð81203858 s.1225

VERWATTUI{GSANWEISU NG EN

Umsatzsteuer

Berichtigung der Bemessungsgrundlage wegen
Uneinbringlichkeit im vorläufi gen lnsolvenzverfahren
BMF, Schreiben vom 18.05.2016

D81204492 5.i227
s.1205

STEUERRECHT

AUTSATZ
5teuerstrafrecht

Steuerstrafrechtliche Erwägungen zu den
,,Panama-Papers"
RA/FAStrafR Dr. Markus Adick, Bonn
Der Beitrag betrachtet die steuerstrafrechtlichen Folgen der
Enthüllungen durch die Panama-Papers. Reicht die Nennung
von Namen und Strukturen bereits aus, um einen Anfangs-
verdacht zu begründen und eine steuerbefreiende Selbst-
anzeige auszuschließen? Der Beitrag liefert Argumente, dass
ein Anfangsverdacht so leicht nicht zu begründen ist und gibt
Hinweise, in welchen Fällen noch eine strafbefreiende Selbst-
anzeige möglich ist.

o812042ó9 5.1214

lnternationales 5teuerrecht

Die Zuordnung vor- oder nachgelagerter Einkünfte
zu Betriebsstätten im Abkommensrecht
Tobias Hagernann, M.Sc., L[.M., Frankfu*lOder
Unterhält ein Unternehmen eine Betriebsstätte im anderen
staat, so wird für die abkommensrechtliche Verteilung der
Besteuerungsbefugnisse eine Gewinnabgrenzung erforder-
lich. Zu Problemen kommt es häufig bei der Zuordnung von
Einkünften, die vor oder nach der Existenz einer Betriebsstät-
te erzielt werden. Der Beitrag untersucht diese Problematik
ausgehend vom herkömmlichen Zuordnungsmaßstab (Ver-

anlassungsprinzip) sowie unter Berücksichtigung möglicher
Anderungen durch den Authorised OECD Approach. Er wurde
im DER BETRIEB REVIEW-Verfahren begutachtet.

D81202922 5.1217

Umsatzsteuer

Übergangsregelung im Zusammenhang mit der
USt-Befreiung von Beratungsleistungen für
lnvestmentfonds
FinMin. 5achsen-Anhalt, Erlass vom 1 8.05.2016

D8r204610 s.1228

Abgabenordnung
Anwendungserlass zu S 153 AO

BMF, Schreiben vom 23.05,2016

081204609 s.1228

ENTSCHEIDUNGEN
Einkom mensteuer/l nvestmentsteuergesetz

Verrechnung von Altverlusten aus Termingeschäften
mit Neuerträgen gem.5 3 Abs.4lnvStG
BFH, Urteil vom17,11.2015 - Vlll R 55/12

D81196856 5" 1231

Umsatzsteuer

Voraussetzungen für steuerfreie Postuniversal-
dienstleistungen
BFH, Urteil vom 02.03.2016 - V R 20/15

D81204708 s. x233

Abgabenordnung
Keine Anwendung der Personengruppentheorie
zur Begründung eines für die Eigentümerhaftung
erforderlichen Grund- oder Stammkapitals
BFH, Urteil vom 01.12.2015 - Vll R 34/14

DBl 1 94041 s.'r235

Steuerrechtliche Herausforderungen, aktuelle Compliance"Risiken und

intelligente IT-Lösungen

Irlitu.a.diesenThemen: Mitu.a.diesen Experten:

I Aktuelle Rechtsprechung und Gesetzgebung ! MarcArmbruster, Regierungsdirektor, Sachgebietsleìter
I Gut- u nd Bösgläubigkeit im Umsatzsteuerrecht Finanzamt fiir Steuerstrafsachen und Steuerfahndu ng

I Betrugsbekämpfung aus Sicht der Finanzverwaltung/ Mrinster
Steuerfahndung versus Steuerstrafrecht I Prof. Dr. Markus Jäger, Richter am Bundesgerichtshof

I Anforderungen der Finanzverwaltung und Berateransätze (1. Strafsenat)
zur umsatzsteuerlichen Compliance I Dr. Christoph Wäger, Richter am Bundesfrnanzhof,

I Umsatzsteuer/Zolt und iDEA - Prüfungsvorgehen und V. Senat Umsatzsteuer, München (in njcht dienstlicher

F:liiti:?t Huschens, Bu ndesfi nanzverwatru ng, Berlin

Termin¡
5. Oktober 2016 I 9 bjs 17 Uhr

Veranstaltungsort:
Lindner HoteL City Plaza Kö[n

Teilnahmegebühr:
495 € zzgl. Mwst.
Frühbucherpreis bis zum 15.o8.201ó:
295 € zzgl. MwSt.

25 o/o Rabatt ftìr Abonnenten
von DER BETRIEB*

'Doppetrôbattierungen ausgeschtossen

Fachtagung Umsatzsteuer 2Al,6

"üffiW.ffffry.'',i'il'r''''

lnformåtion und Anmeldung: crwwfôchmedien-v€ranstaltu¡gsn.de/u¡rsat2steüet I ton Ozltr 887'2850 | atlail: veranetaltungen@fachmediende

BETRIEB Nr.21M2
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WIRTSCHAFTSRECHT

AUFSATZ
Wettbewerbsrecht
Richtlinie zur Harmonisierung des
Know-how-Schutzes in der EU

RA Dr. Nils Rauer, MJI/Anne Eckert, LL.l!!., Frankfurt/M.
Geschäftsgeheimnisse - wie Konstruktionspläne, Rezepte,
Kundendaten - und deren Schutz sind für jedes Unterneh-
men jedweder Größe und Branchen von entscheidender Be-
deutung, um im Wettbewerb bestehen zu können. Um den
Know-how-Schutz in der EU zu stärken, hat die Kommission
eine Richtlinie zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor
rechtswidrigem Erwerb sowie rechtswidriger Nutzung und
Offenlegung auf den Weg gebracht; der Abschluss des Ge-
setzgebungsverfahrens steht unmittelbar bevor. Die Richtlinie
sieht ðiverse Neuerungen gegenüber der bisherigen Rechts-
lage in Deutschland vor. Auch wenn erst die Umsetzung in
deutsches Recht innerhalb von zwei Jahren nach Annahme
zeigen wird, wie weitreichend sich die rechtlichen Vorgaben
tatsächlich ändern werden, sollten Unternehmen schon jetzt
ihren internen Geheimnisschutz mit Blick auf organ¡sator¡sche
und rechtliche Standards prüfen.

081203837

KURZ KOMMENTIERT
Verfahrensrecht

Schiedsgutachtenklausel berührt Zuständigkeit des
Schiedsgerichts nicht
RA Þr. Vanessa Pickenpack, Köln

D812t2232

EIITSCHEIDUNGEN
lnsolvenzrecht

Zur Erstattungspflicht des Geschäftsführers wegen
Einzugs sicherungsabgetretener Forderungen auf
debitorisches Konto einer insolvenzreifen GmbH
BGH, Urteil vom 26.01.2016 - ll ZR 394i13

aÊ12A4659

GmbH-Recht

Neuvornahme fehlgeschlagener Kapitalerhöhung
aus Gesellschaftsmitteln: Anspruch auf E¡ntragung
des Gesellschafterbeschlusses ins Handelsregister
OLG Jena, Beschluss vom 28.01.2016 - 2 W 547115

D81244760

Personengesellschaftsrecht

Pflicht der Gesellschafter einer GmbH & Co. KG

zur Erstattung der auf die Kapitalerträge der
lnsolvenzmasse erhobenen Kapitalertragsteuer
und des Solidaritätszuschlags
BGH, Urteil vom 05.04.2016 - |lZR62115

Dt1204627

lnsolvenzrecht

Schenkungsanfechtung der Einräumung des Be-
zugsrechts aus einem Risikolebensversicherungs-
vertrag
BGH, Urteil vom 24.03.2016 - lX ZR 159115

Ð8120447A

lnhaltsverzeichnis

RBEITSRECHT

FSATZ

Arbeitszeitrecht
Arbeit im Sinne des Arbeitszeitrechts
Prof. Dr. Oliver Ricken, Bielefeld
Welche Tätigkeiten von Arbeitnehmern gelten als Arbeitszeit?
Diese Frage beschäftigt in jüngster Zeit vermehrt Praxis und
Rechtsprethung.5o hat sich das BAG erst kürzlich vor diesem
Hintergrund mit Umkleidezeiten und dem Weg zur Arbeit
in Dienstbekleidung befasst. Auch bei Dienstreisen, Außen-
diensttätigkeiten und Betriebsratstätigkeit ist nicht immer
klar, was davon Arbeitszeit im rechtlichen Sinne darstellt.
Anhand zahlreicher Beispiele wird ein Leitfaden für die rechts-
sichere Bewertung verschiedener Tätigkeiten aufgestellt.

Ð81202649 5. 1255

s. 1239

KURZ KOMMEiITIERT
Kündigungsrecht

Verdachtskündigung auch im Rahmen von Berufs-
ausbildungsverhältnissen möglich
RAinlFAinArbR Dr. Sarah Reinhardt, München

D81242924

ENTSCHEIDUNGEN
Betriebliche Altersversorgung

Umdeutung einer unwirksamen Betriebs-
vereinbarung in eine Gesamtzusage
BAG, Urteil vom 23.02.2016 - 3 AZR 960/13

081200454

Befristu ngsrech t
Auflösende Bedingung: Klagefrist und Frist für
Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach Zugang
der schriftlichen Unterr¡chtung
BAG, Urteil vom 04.11.2015 - 7 AZR851|13

DB1 196673

s. 1260

s.1244 s.1261

s.1263

s.124s

s.1250

5.1251

5.1253
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STEUERRECHT

Körperschaftsteuer

Verlustübernahmeverpfl ichtung: Zur Auslegung von
S 17 Abs. 1Satz2 Nr.2 KSIG n.F.

RA/FAStR/SIB Dr. Stefan Behrens / StB Georg Renner,

beide Frankfurt/M.
Durch die Änderung von 517 Satz2 Nr. 2 KStG mit Gesetz vom
20.02.2013 wollte der Gesetzgeber,,eine klare Vorgabe" für die
erforderliche Vereinbarung der Verlustübernahmeverpfl ich-
tung des Organträgers gegenüber der Organgesellschaft,
die eine andere Rechtsform als die der AG oder KGaA hat, bei
Gewinnabführungsverträgen in das Gesetz aufnehmen. ln
Fällen, in denen bei Abschluss oder Änderung von Gewinnab-
führungsverträgen nach dem 25.02.20'13 nicht der verbreitet
in der Literatur zu findenden Empfehlung gefolgt worden ist,
in den Vertrag eine ausdrückliche Regelung aufzunehmen,
wonach ,,für die Verlustübernahme die Vorschriften des

SS 302 AktG in ihrer jew. gültigen Fassung entsprechend
gelten', besteht dennoch weiterhin Streit darüber, welche
Formulierungen der Verlustübernahmeverpflichtung für die
Anerkennung der ertragsteuerlichen Organschaft noch aus-
reichen und welche nicht.

DK12006',¡7

BI TANZRECHT/RECHNUNGSLEGUNG
Abschlussprüfung

Tät¡gkeitsbericht 2015 der DPR - Wesentliche
Feststellungen und Erkenntnisse
Prof. Dr. Edgar Ernst / Dr. Daniela Barth, beide Berlin
Um das Vertrauen des Kapitalmarkts in die Qualitãt der Finanz-

ber¡chterstattung zu stärken, prüft die Deutsche Prüfstelle für
Rechnungsleguns (DPR) kapitalmarktorientierte Unternehmen.
Der vorliegende Beitrag fasst die wesentlichen Erkenntnisse aus

dem Tätigkeitsbericht der DPR für das Jahr 2015 zusammen. So

hat die DPR neben der Aufdeckung von Rechnungslegungsfeh-
lern ihr präventives lnstrumentarium weiter gefest¡gt.

DK1200618

BILANZRECHT/RECHNUNGSTEGUNG
Rechnungslegung

Nachhaltigkeitsberichterstattun g: Die Umsetzung
der Ergänzungen der Bilanzrichtlinie um die
Pflicht zu nichtfinanziellen Angaben im RefE eines
CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes
Dr. Nina Kumm, [L.M., Frankfurtlü.lD¡. Reto M. Woodtli,

Berlin
Die nichtfinanzielle Berichterstattung gewinnt an Eedeu-
tung. Nach der Veröffentlichung der C5R-Richtlinie sind die
EU-Mitgliedstaaten mit der Transformation der Vorgaben in
nationales Recht konfrontiert. Das BMJV hat im März 2016 den
Referentenentwurf eines CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes
verabschiedet. Der Beitrag stellt u.a. den Anwendungsbereich
und -zeitpunkt, den lnhalt der Berichterstattung, die konzern-
bezogenen Regelungen, die Bedeutung der Änderungen für
die Abschlussprüfung und mögliche Sanktionsmaßnahmen
bei Verstößen dar.

DK1202360

z

HEIDUNGEN

NRECHT

Aktienrecht
Squeeze-out: Zur Höhe der Barabfindung eines
Minderheitsaktionärs im Fall des Bestehens eines
Gewinnabführungsvertrags
BGH, Beschf uss vom 12.01.2016 -,1 ZB 25114

DK1',t 97935

Aktienrecht
Begriff der angemessenen Gegenleistung i.S.v.

S 31 Abs. 1 Satz 1 WpUG - Berücksichtigung gezahlter
Entgelte für den Erwerb von Wandelanleihen bei der
Ermittlung der angemessenen Gegenleistung i.S.v.

5 31 Abs. 1 Satz 1 WPUG

OLG Frankfurt/M., Urteil vom 19.01.201 6 - 5 U 2115

DKl 1 93333

Aktienrecht
Ermittlung des Unternehmenswerts - Berücksichti-
gung des wissenschaftlichen Erkenntnisfortschritts
auch bei länger zurückliegenden Bewertungsstich-
tagen
OLG Frankfurt/M., Beschluss vom 18.12.2014 -
21W 34112

DKl 1 68570

STEUERRECHT

Abgabenordnung/Finanzgerichtsordnung
Mitteilung der Finanzbehörde an die Gemeinde
über die Besteuerungsgrundlagen zur Festsetzung
der GewSt Klagebefugnis für eine allgemeine
Leistungsklage
BFH, Urteil vom 25.11.2015 - I R 85/f3

DKl 1 95826

Erbschaft-/Schenku ngsteuer

Bedarfsbewertung für Zwecke der SchenkSt:
Verschonungsabschlag für Anteile an KapGes.

FG Düsseldorf Urteil vom 28.10.2015 - 4 K269115F

DKl 1 94025

VE RWALTU N G5A NWEI S U N G E N

STEUERRECHT

Körperschaftsteuer

Gesonderte Feststellung von Nennkapitalrück-
zahlungen bei ausländischen KapGes.

BMI Sch¡eiben vom 04.04.2016

D81200439
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Schwerpunkt Geschäftsmode[[e neu denken
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Ceschäftsmodelle im Wandel
Evolution und strategische Optionen

Ansgar Buschmann- -
Ohne ertragsfähiges Geschäftsmodell sind Unter-

nehmen heute mittel- und langfristig nicht konkur-
renzfähig. Wie aber lässt sich ein gutes Geschäfts-
modell entwickeln? Der Beitrag zeigt sechs Ansatz-
punkte, die dabei helfen können.

Von der Ceschäftsmodellidee zur Umsetzung
I nnovative Ceschäftsmodelle i m Spann u n gsfeld von

Digitalisierung, Serviceorientierung und Nachhaltigkeit

Ma ri o Kessele r / Andreas Karcher /
Alexander Ploghaus
Die An passung des Geschäftsmode[[s an veränderte
Bedin gun gen wird im mer wichtiger. Für mittelständ i-
sche Unternehmen stellen Geschäftsmodellinnova-
tionen iedoch eine Herausforderung dar. Doch es

gibt eine durchgängige Methode, die bei der Reali-

sierung eines neuen Geschäftsmodells unterstützt.

Das Ende traditioneller Versicherer?

Das Kollektiv kann Risiken auch selbst tragen

Thomas Zwackl Hagen Habicht/
Markus Rosenbaum

Neue, kundenfreundliche Geschäftsmodelle könn-
ten auch die jahrhundertealte Versicherungswirt-
schaft umwätzen - sowohl im positiven als auch

negativen Sinn für die Versicherer. Wer die Chancen

alternativer Geschäftsmodelle erkennt und nutzt,
könnte am Ende die Akzeptanz der Kunden (zurück)
gewinnen.

Mundpropag anda 2.O

Wie Unternehmen die rMacht des Empfehlensu

als Geschäftsmodelle eta bl ieren

Stefan Sautmann
Kunden in zentrale Geschäftsprozesse mit einzube-
ziehen wie Werbung bzw. Empfehlungen von Kunde

zu Kunde erlangen immer mehr Bedeutung. Wie

man die Potenziale positiver Mundpropaganda in

einem Geschäftsmodell nutzen kann, zeigt dieser

Beitrag.

zfo-Toolkit
Das Change Camp
Neue Geschäftsmodelle zum Funktionieren bringen

Roman Stöger

lnterview
Ein digital geprägtes Multi-Channel-Angebot
Wie Contorion den Handwerkereinkauf verändert

Prof. Dr. Gerhard Schewe von der zfo sprach mit
Dr. Frederick Roehder, Gründer und Geschäftsfüh-
rer der Contorion GmbH, über Erfolgsfaktoren bei

E-Commerce-Gründungen und notwendige Kompe-

tenzen in der digitalen Wett.
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185 Führen ohne disziplinarische Führungsgewalt
Wie High Potentials lernen können transformational

zu führen

Juliane Wolf/Sonja öhlschlegel-Haubrock/
Jutta Rach

Da auch die Mitarbeiterführung zum Erfolg eines
Unternehmens beiträgt, ist es sinnvoll, junge Füh-

run gsnachwuchskräfte frühzeitig auf ih re spätere
Rolle vorzubereiten. ln einer Studie wurde eine der-

artige Trainingsmaßnahme auf ihre Wirksamkeit
hin untersucht.

Sta nd pu n kt
192 Vorsicht,Management!

Beipackzettel beachten

Hans A. Wüthrich

195 lntuitionstichtAnalytik
Wann intuitiv entschieden werden sollte

Christian Julmi/Florian Lindner/Ewald Scherm

lntuitiv gefältte Entscheidungen gelten als unseriös
und haben vor altem dann einen schlechten Ruf,

wenn sie sich als falsch erweisen. Dabei gibt es

durchaus Sítuationen, in denen eine intuitive Her-

angehensweise besser als ein analytisches Vorge-

hen ist.
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Wie Unternehmen Krisen erfolgreich bewältigen können

Anja Danner-Schröder/Daniel Geiger

Hochzuverlässi gkeitso rga n isationen wie Feuerweh-

ren oder Krankenhäuser bewältigen tagtägtich Kri-

sen. Auf Basis einer Fallstudie bei der Katastrophen-

schutzorganisation THW beschreibt der Beitrag zen-

trate Fähigkeiten, die bei der Bewältigung von Kri-

sen hilfreich sind.

zfo-Toolkit
Steuerungssysteme
lnstrumente zur Beschleunigung von Unterneh-

menstra nsformationen

Wolfga ng Freibichler/Sebastian Lemm
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